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Bericht von der Gaukonferenz des Reichsbanners 
„Schwarz-Rot-Gold“ Gau Nord-West

Am 31. Juli d. J. fand in Hamburg- 
Bergedorf die fällige Gaukonferenz statt. 
Bis auf einen Ortsverein waren alle ver­
treten. Die Konferenz selbst behandelte 
u. a. den Ausbau des Gaues Nord-West 
und der Schaffung neuer Ortsvereine. 
Gute Anzeichen sind vorhanden, daß es 
bald weitere Ortsvereine geben wird. Die 
im Oktober letzten Jahres erarbeitete 
Satzung wurde nochmals in einigen Punk­
ten besprochen und noch redaktionelle 
Änderungen vorgenommen.

Am Abend veranstaltete der Orts­
verein Hamburg einen Kameradschafts­
abend, der sehr harmonisch verlief und 
die Beziehungen zwischen den Berliner, 
Bremer, Hannover und Hamburger Kame­
raden vertiefte. Am Nachmittag hatten 
die auswärtigen Gäste eine Rundfahrt 
durch Hamburg unternommen.

Alles in allem eine gelungene Veran­
staltung, für die wir den Hamburger Ka­
meraden unseren Dank schuldig sind.

K. E.

Das geht uns alle an 
Gemeinsame Abwehrfront 

gegen die neuen Provokationen Pankows 
Von Günter Markscheffel

' Ulbricht spielt wieder einmal mit 
hohem Einsatz. Er will ohne Zweifel die 
labile internationale Situation ausnutzen, 
um ein Stück auf dem Weg zur staats­
rechtlichen Anerkennung seines Zonen­
regimes voranzukommen. Genau wie vor 
vier Jahren hat er für seine Provokatio­
nen die Zeit vor der Bundestagswahl ge­
wählt ■—■ 13. August 1961/Bau der Scha’nd- 
mauer in Berlin —, weil er vielleicht 
glaubt, daß der beginnende Wahlkampf 
die entscheidenden politischen Kräfte in 
der Bundesrepublik an einer wirksamen 
Gegenaktion hindern könnte. Außerdem 

spekulierte Ulbricht auf die Meinungs­
verschiedenheiten zwischen Bonn und 
Paris, deren Auswirkungen ihn gleichzei­
tig eine Schwächung der westlichen Ab­
wehrfront in Europa erwarten ließ. Von 
den Amerikanern nimmt Ulbricht sicher 
an, sie seien in Südostasien und im 
Karibischen Meer so sehr beschäftigt, daß 
sie kein Interesse daran haben könnten, 
in Europa energisch aufzutreten.

*
Was die innerdeutschen Spekulationen 

Ulbrichts anbetrifft, so fällt er gewiß 
einem Irrtum zum Opfer. Natürlich gibt 



es zwischen den großen politischen Par­
teien in der Bundesrepublik sowie zwi­
schen Regierung und Opposition Mei­
nungsverschiedenheiten darüber, ob man 
zu jeder Zeit die richtige Methode bei 
der Entwicklung einer gesamtdeutschen 
Politik angewandt hat. Meinungsverschie­
denheiten dieser Art werden weiter­
bestehen. Sie berühren aber nicht die 
grundsätzliche Entschlossenheit des 
freien Teils Deutschlands, alles in seiner 
Macht Stehende zu tun, um einmal die 
Freiheit Westberlins in Zusammenarbeit 
mit den westlichen Alliierten zu gewähr­
leisten und zum anderen sich so zu ver­
halten, daß Ulbrichts Provokationen nicht 
zum Anlaß gewalttätiger Auseinander­
setzungen werden können.

*
Unabhängig davon bleibt es das Be­

mühen der Bundesrepublik, trotz Mauer, 
Stacheldraht und Minenfelder die Verbin­
dung der Menschen im freien Teil 
Deutschlands zu den Deutschen in der 
Ulbricht-Zone nicht abreißen zu lassen.

Das ist schwierig, denn angesichts der 
militärischen Vorbereitungen in der 
Zone, des verschärften Schießbefehls an 
Mauer und Zonengrenze sowie der ge­
radezu hysterischen, jetzt auf breiter in­
ternationaler Basis geführten Propaganda 
gegen die „Revanchisten und Militaristen 
in der Bundesrepublik" ist es für jeden 
Deutschen eine schwere Belastung, die 
sachliche Gesprächsbasis für Erörterungen 
über menschliche, wirtschaftliche und kul­
turelle Kontakte zwischen den beiden 
Teilen Deutschlands zu erhalten.

Aber Ulbricht kann gewiß sein: Die 
großen politischen Parteien in der Bun­
desrepublik werden nicht auf seine Pro­
vokationen hereinfallen. Für sie ist die 
Erhaltung der Freiheit Westberlins und 
das ständige Bemühen um die Bildung 
einer gemeinsamen Abwehrfront gegen 
kommunistische Provokationen mit den 
westlichen Alliierten kein Wahlkampf­
thema.

*

Der Versuch Ulbrichts, den französi­
schen Staatspräsidenten de Gaulle gegen 
Bonn auszuspielen, kann ebenfalls als ge­

scheitert betrachtet werden. Genauso wie 
die amerikanische und britische Regie­
rung hat auch die französische Regierung 
ihre Garantieerklärung für die Erhaltung 
der Freiheit Westberlins und die Siche­
rung der Züfahrtswege nach Berlin er­
neuert. Die drei westlichen Regierungen 
stehen in einem ständigen Kontakt mit 
der Bundesregierung und dem Regieren­
den Bürgermeister von Berlin, Willy 
Brandt, und haben seit langem alle Vor­
bereitungen getroffen, um kommunisti­
scher Übergriffe Herr zu werden.

*

Auf einem anderen Blatt dagegen 
steht die Frage, welche politischen Mittel' 
angebracht erscheinen, um die Probleme 
der Wiedervereinigung Deutschlands und 
der Sicherheit in Europa endlich wieder 
zum Gegenstand erfolgversprechender in­
ternationaler Verhandlungen zu machen. 
Denn von welcher Seite aus man gerade 
jetzt wieder einmal das Berlin- und 
Deutschlandproblem betrachten mag — 
ohne eine Friedensregelung für 
Deutschland anzustreben, werden die Be­
mühungen um die Beilegung von akuten 
Provokationen Pankows immer nur 
Stückwerk bleiben.

Bereits vor fünf Jahren — also ein 
Jahr vor dem Bau der Schandmauer in 
Berlin — hat der Vorsitzende des Bun­
destagsausschusses für Gesamtdeutsche 
Fragen und stellvertretende SPD-Vor­
sitzende Herbert Wehner im Bundestag 
alle Fraktionen zu einer gewissenhaften 
Bestandsaufnahme der deutschen und in­
ternationalen Möglichkeiten für die Lö­
sung des Deutschlandproblems aufgefor-4 
dert. Dieser Appell verhallte ungehört. 
Die Bundesregierung ließ seinerzeit er­
klären, die Sozialdemokratie brauche sich 
nur ihrer Politik anzuschließen, dann 
werde alles in Ordnung kommen.

Wie man heute weiß, ist nichts in 
Ordnung gekommen. Die Situation des 
geteilten Deutschland und seiner Haupt­
stadt Berlin ist noch schwieriger gewor­
den, als sie es im Augenblick des 
Appells von Herbert Wehner war. An­
scheinend bedrückt dieses Bewußtsein 
jetzt aber auch einige führende CDU­
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Politiker. Kein Geringerer als der Vor­
sitzende der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Dr. Rainer Barzel, hat kürzlich von 
einer „notwendigen Flurbereinigung" ge­
sprochen, zu der sich alle Kräfte bereit 
finden müßten, denen ehrlich an einer 
friedlichen Lösung des Deutschlandpro­
blems gelegen sei.

*

Das ist ein verpflichtendes Wort und 
ein richtiger Gedanke. Worte und Ge­
danken des Herrn Barzel kommen zwar 
spät, aber noch nicht z u spät. Man wird 
an sie erinnern müssen, wenn die Alliier- 

^^ten der Bundesrepublik deutsche 
^P/orschläge zu der von Herrn Barzel ge­

wünschten „Flurbereinigung" hören wol­
len. (SPD-Pressedienst)

Wir betrauern den Tod unserer 
Kameraden

Paul Fleischmann 
Senator a. D.

(Bezirk Zehlendorf) 
geb. 23. 9. 89, verstorben 7. 6. 1965 

Eintritt in den FB: 1. 8. 1959 
Ehemals Reichsbanner-Kamerad

Hanns Gensecke
(Bezirk Wilmersdorf) 

geb. 10.7.00, verstorben 28.6.1965 
Eintritt in den FB: 1. 3. 1952 

Dem Reichsbanner gehörte er seit 
seiner Gründung in Magdeburg an.

(Bezirk Wedding) 
geb. 12.12.99, verstorben 4.7.1965 

Eintritt in den FB: 1. 5. 1951
Wie einst als Reichsbannermann, 
setzte er seine vorbildliche Aktivität 
auch bis zuletzt für unseren Bund 

ein.

Wir werden den Dahingeschiedenen 
stets ein ehrendes Andenken 

bewahren I

Skandalös
Bürokratismus und seine Folgen

Bonn hatte und hat in diesen Tagen 
neben dem Besuch der britischen Königin 
Elizabeth noch einen anderen die Ge­
müter tief berührenden Vorgang zu ver­
zeichnen. Er löste keine Begeisterung und 
kein Händeklatschen aus. Für die direkt 
Betroffenen ist es wahrhaft ein tragischer 
Fall; für jene, die dafür verantwortlich 
sind, gereicht er nicht zum Ruhm. Fol­
gendes ist geschehen:

In einer Kaserne, die als Notunterkunft 
für bombengeschädigte Familien dient •— 
und dies 20 Jahre nach Kriegsende! — 
erkrankten elf Kinder im Alter von zwei 
bis zwölf Jahren an Tuberkulose. Die 
Entdeckung erfolgte durch Zufall. Viel­
leicht wird sich die Zahl noch vermehren. 
Die unbeschreiblichen Zustände in dieser 
von 270 Menschen bewohnten Kaserne 
waren schon seit Jahren bekannt. Sie be­
schäftigten wiederholt die Öffentlichkeit 
und den Bonner Stadtrat. Die Räumlich­
keiten strotzen vor Schmutz, viele Zim­
mer verfügen nicht einmal über eine 
Wasserleitung, in einem Kellerloch leben 
zwei Erwachsene mit sieben Kindern. 
Eine an Ort und Stelle vorgenommene 
Zählung ergab, daß in einem Falle für 
16 Personen aller Altersschichten nur 
eine einzige Toilette zur Verfügung steht.

Die Kaserne gehört dem Bund. Nie­
mand fühlte sich für die Abhilfe dieser 
menschenunwürdigen Zustände verant­
wortlich. Notwendigste Reparaturarbeiten 
unterblieben. Jahrelang gab es Verhand­
lungen zwischen der Stadtgemeinde, dem 
Land Nordrhein-Westfalen und dem 
Bund; sie blieben im Didcicht bürokrati­
scher Kompetenzstreitigkeiten stecken. 
Der Stadt Bonn fehlen für den Bau neuer 
Unterkünfte die finanziellen Mittel und 
auch die Grundstücke. Ihre Bitten beim 
Bund fanden kein Gehör. Die Ehre, pro­
visorische Bundeshauptstadt zu sein, 
kommt dieser Stadt teuer zu stehen. Sie 
steckt tief in den Schulden. Weil sich 
Bund und Land nicht einigen konnten, 
mußten Kinder an Tuberkulose erkran­
ken.
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Das Wort von der Unantastbarkeit der 
Würde des Menschen ist im Grundgesetz 
zu finden. Wie aber kann sie gewahrt 
werden, wenn Menschen Hoffnungslosig­
keit und Verzweiflung zum Opfer fallen 
und dies ohne eigenes Verschulden? Die 
meisten dieser in der Kaserne Lebenden 
hatten früher einmal bessere Wohnver­
hältnisse gekannt. Bei ihnen Verständnis 
für Zuständigkeitskompetenzen zu ver­
langen, hieße Unmögliches zu fordern.

Die Zustände in dieser Kaserne haben 
in einer Fragestunde auch den Bundestag 
beschäftigt. Der Staatssekretär für die 
Verwaltung des Bundesvermögens ver­
sprach Abhilfe. Hoffentlich wird sie bald 
erfolgen. Das Ganze ist ein trauriges 
Schulbeispiel dafür, was Menschen bei 
ungeklärten Zuständigkeiten von Behör­
den geschehen kann. Sie kommen unter 
die Räder. Und dies in Bonn, der Stadt 
glanzvoller Empfänge.

Ostberlin - eine 
kranke Stadt

Die Erhebung über die Bewegung des 
Krankenstandes in der „DDR" hat er­
geben, daß der Ostsektor Berlins im 
ersten Quartal 1965 wieder an der Spitze 
lag. Im Quartalsdurchschnitt betrug der 
Krankenstand 8,17 Prozent aller Beschäf­
tigten. Zum Vergleich: der beste „DDR"- 
Bezirk hatte einen Krankenstand von 
etwas über 4 Prozent, die übrigen lagen 
zwischen 5 und 8 Prozent.

Im Ostsektor wiederum liegt die Tex­
tilindustrie zusammen mit der Konfektion 
an der Spitze. Allein vier Konfektions­
betriebe melden einen Produktionsausfall 
von 1,2 Millionen DM/O durch Krankheit 
eines Teiles der Belegschaft, von der zeit­
weise über 10 Prozent fehlten.

Die Spekulationen darüber, warum ge­
rade in Ostberlin der Krankenstand so 
hoch sei, laufen in die verschiedensten

Richtungen. Interessant ist, daß die zu­
ständigen Behörden jedoch von der
These abzurücken beginnen, der Kran­
kenstand sei primär eine Frage des poli­
tischen Bewußtseins. Die für die Konfek­
tion zuständige „Vereinigung Volkseige­
ner Betriebe" (WB) hat um einer
weiteren Verschlechterung entgegenzu­
treten — kürzlich eine Beratung der Be­
triebsärzte, Werksleiter, BGL-Vorsitzen­
den und Vertrauensleute der Sozialver­
sicherung einberufen, um Gegenmaßnah­
men zu beraten. Dabei wurde von allen
Vertretern heftige Kritik vor allem an 
den Arbeitsbedingungen geübt, die be­
sonders die weiblichen Arbeitskräfte in 
Konfektions- und Textilbetrieben schwe! 
belasteten. Es wurden Prüfungskommis­
sionen eingesetzt, die sich sogleich an die 
Arbeit machten. Erste Ergebnisse liegen 
jetzt vor.

In allen Betrieben wurde bemängelt, 
daß die Belästigungen durch Lärm, Staub 
und Hitze weit über dem erträglichen 
Maß liegen. In keinem der bisher unter­
suchten Betriebe konnten einwandfreie 
Licht- und Luftverhältnisse festgestellt 
werden. Die auf die Mißstände angespro­
chenen Betriebsleitungen gaben überein­
stimmend zu verstehen, daß ihnen die 
Investitionsmittel zur Beseitigung dieser 
Krankheitsquellen bisher versagt worden 
seiqp. Die Kommission stellte fest, daß 
die Arbeitsplatzgestaltung in diesem In­
dustriezweig zur raschen Ermüdung, zur 
nervlichen Überbelastung und zum 
schnellen Verschleiß der Arbeitskraft 
führe. Die Arbeitsbedingungen steigerten 
die Anfälligkeit für viele Krankheiten, „

Es besteht die Hoffnung, daß diese Un­
tersuchungen zu Konsequenzen führen. 
Darauf angesprochen, wieso denn in der 
„DDR" der Krankenstand niedriger liege 
als in Ostberlin, erklärte ein Mediziner: 
„Die unterschiedlichen Krankenzahlen 
sind im Grunde nur statistisch. Der Ge­
sundheitszustand liegt im wesentlichen 
gleich. Allerdings sind in der Republik 
die Bedingungen schwieriger, unter denen 
eine Krankschreibung erfolgen kann."

Herausgeber: Freiheitsbund e. V., Landesverband Berlin. Verantwortlich: Franz Meyer, Ernst Carlbergh, beide 
1 Berlin 31, Fechnerstraße 17, Tel. 87 29 08. Druck: Rudolf Otto, 1 Berlin 30, Lützowstraße 63, Tel. 13 12 59.


